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Schriftliche Anfrage der 
Abgeordneten zum Nationalrat 
Dr. Helga KONRAD und Genossen 
betreffend Deutschlehrer am 
Österreichischen Kulturinsti­
tut in Paris 

An den 

A) <{:.t. I tj'fl 
WIEN. /'''' f. (. 

zu 3616 /.) 

Herrn Präsidenten des Nationalrates 
Parlament 
1017 WIEN 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Helga KONRAD und 
Genossen haben am 21. Oktober 1992 unter der Nr. 3676/J-NR/1992 
an mich eine schriftliche Anfrage betreffend Deutschlehrer am 

österrreichischen Kulturinstitut in Paris gerichtet, welche den 
folgenden Wortlaut hat: 

1. Wie stellt sich aus Ihrer sicht der vorliegende 
Sachverhalt dar? 

2. Wie lautet aus der sicht Ihres Hauses die 

rechtliche Beurteilung der in der Begründung genannten 

Rechtsstreitfrage ? 

3. Ist Ihnen bekannt, wie vergleichbare 

arbeitsrechtliche Regelungen beim deutschen Goethe-Institut 
gestaltet sind ? 

4. Wie viele Verbalnoten hat es von seiten des 
französischen Außenministeriums an das österreich ische 
Außenministerium in dieser Sache gegeben und wie lauten 

dieselben ? 

5.Welche Presseberichte sind Ihrem Haus in der 
vorliegenden Causa bekannt und sind sie bereit, diese im 

Original der Anfragebeantwortung beizulegen ?" 

. / . 
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Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu Frage 1: 
Das Kulturinstitut Paris veranstaltet auf der 

Grundlage des österreichisch-französischen Kulturabkommens 1947 
Deutschkurse. Frau Briand (seit 1972), Frau Boudjoulian (seit 
1977) und Frau Ellmer (seit 1989) wurden neben anderen Kräften 
als Deutschlehrerinnen für die Kurse eingesetzt. Das Ausmaß der 

Lehrbeschäftigung betrug in den 70er Jahren nur wenige 

Wochenstunden, wuchs aber später infolge steigenden Anklangs 

immer mehr an. 

Dem Wunsch der Lehrerinnen in diesen frühen 70er 

Jahren entsprechend, wurde ihnen keine feste Anstellung 

geboten, sondern ein Honorar als Freiberuflerinnen im sinne 

eines Werkvertrages ausbezahlt 0 

Erst vor ca. 5 Jahren machte Frau Briand und später 
ihre beiden Kolleginnen das Bestehen eines Angestellten­

verhältnisses mit Sozialversicherungsschutz geltend. Angebote 
des Bundesministeriums für auswärtige Angelegenheiten , neben 

dem Honorar auch die Kosten einer privat abzuschließenden 

Sozialversicherung zu tragen, lehnten sie ab und forderten ein 

Vertragsverhältnis mit ganzjähriger Bezahlung. 
Versuche des Bundesministeriums für auswärtige 

Angelegenheiten, über das Bundeskanzleramt, durch ein eigenes 

Auslandslehrergesetz eine gesetzliche Grundlage für die 

Aufnahme und die Entlohnung der Deutschlehrer zu schaffen, 
führten nicht zum Ziel. 

Im Februar 1992 brachten die Lehrerinnen die 
Angelegenheit vor das französische Arbeitsgericht, das für den 

14. Dezember 1992 einen Prozeßtermin anberaumt hat. 

Den Lehrerinnen wurde im September der Abschluß von 

Arbeitsverträgen nach dem Muster des Goethe-Institutes in Paris 

für seine Lehrerinnen angeboten. Die Lehrerinnen versuchten 

jedoch, am 28. September durch die einstweilige Verfügung 

weitaus höhere Gehälter durchzusetzen. Das Gericht erließ keine 

einstweilige Verfügung und verwies auf den Termin des 14. 
Dezember. 
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In der Folge vertrat Frau Briand im November über die 
Gewerkschaft in Österreich den Standpunkt, daß ihr ein Vertrag 
nach österreichischem Recht zustehe, den sie notfalls vor dem 

Arbeitsgericht in Wien durchzusetzen beabsichtigt, während die 

beiden anderen Lehrerinnen einen Vertrag nach französischem 

Recht vor dem Arbeitsgericht in Wien anstreben. 
Die Verhandlungen des Kulturinstitutes mit diesen 

beiden Lehrerinnen sind bereits sehr gut gediehen, so daß das 
Arbeitsgericht in Paris am 14. Dezember eine Entscheidung bis 
11. Februar 1993 aufschob. Bis dahin sollte eine endgültige 
Einigung möglich sein. 
Zu Frage 2: 

Das Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten 

ist zur Überzeugung gelangt, daß den Lehrerinnen aufgrund ihres 

Beschäftigungsausmaßes ein Arbeitsvertrag zusteht (Vollbe­
schäftigung bzw. Teilzeitbeschäftigung) und geht davon aus, daß 

es sich um Verträge nach französischem Recht handelt. 
Zu Frage 3: 

Die arbeitsrechtlichen Regelungen des Goethe­
Institutes in Paris für seine Deutschlehrerinnen sind dem 
Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten bekannt. Es 

wurde den drei Lehrerinnen angeboten, Arbeitsverträge nach 

diesem Muster und mit ihrem Gehaltsschema abzuschließen. Nach 

Ansicht des Bundesministeriums für auswärtige Angelegenheiten 

handelt es sich um ein faires Angebot, das allerdings die 

überhöhten Forderungen der Lehrerinnen nicht erfüllen kann. 
Zu Frage 4: 

Es gab eine Verbalnote vom 23. Juni 1992 an die 
Botschaft Paris, womit der französische Rechtsstandpunkt mit 
dem Ersuchen erklärt wurde, die bestehende situation durch den 
Abschluß von Arbeitsverträgen zu bereinigen. 

Im September erfolgte eine weitere Verbalnote mit dem 

Ersuchen um Information über den Stand der Angelegenheit. 
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Die Österreich ische Botschaft Paris erwiderte die 
erste Verbalnote mit einer Empfangsbestätigung und gab auf die 
zweite eine ausführliche Antwort, mit der die österreichische 
Bereitschaft zum Abschluß von Arbeitsverträgen nach dem Muster 
des Goethe-Institutes Paris bekundet wurde, das französische 
Außenministerium allerdings auch auf die ablehnende Haltung der 
Lehrerinnen und der anscheinenden Unvermeidbarkeit eines 
Prozesses informiert wurde. 
Zu Frage 5: 

Kopien verschiedener Artikel von "Le Monde" wurden vom 
Kulturinstitut dem Bundesministerium für auswärtige Angele­
genheiten vorgelegt. Das Kulturinstitut hat in einem Leserbrief 
auch zu den Anschuldigungen Stellung genommen. Die Kopien 
dieser Artikel liegen der Beantwortung bei. 

für au 
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A N A G"E R Be KAR R I E R E 

ie Affäre erinnt'n ellt'r "n 
eine TrUJ!ödie Ion Hat'iJlt.· 
als an t'ine h.omödie Ion 
'!oliere. ::ichauplatz i~t da~ 
(i"terrenehische' I\ulturin­

,titut in Paris. Hauptakleure ~illt! aeiH L"h­
rerinnen und zwe; Diplomaten. \1,; 0"\1:' 
.!X mudüna könnte in nächster Lukunlt da,; 
\ul3enamt in Wien eine HoUe ;pidell. 

Die Deul.schlehrer am f..ulturin"üiut 
agieren ,;eil Jahren im soziulJet'r!'fl lbuill. 
Sie unterrichten mehr als \ i~'rhllndl'rl 
~ehüler mit einem wiil:h.entlidwn .\111\1 and 
von vierzehn bis neunzehn ~tundl'n lind 
l~rhaJten dafür um .\lonal.>ellc!l· eine" 
Seheek. Jlehr nicht. \nc:h nil' hall'in L.·h­
rer um Institut - ,eit 11Ji'l. wan'n • .,. hinr­
undzwanzig - I'inen ,\nstdlull!!"wrtra!! 
oder GI~haitszellell!esehcn. \\i',II'~ "jt' IlIwh 
der iioterrr'il'hisehc' Staat zahlt"n jl' ~ozial­
abeahen. 

Jetzt haben at:ht Lchrt'rinn,'n - \ on cI,'­
nen eine hOl'hst:hwan!!l'r. dip Zlwitt, iilwr 
HO .Iahre all ist. und Iwidl' dl'lInol'h \011 im 
\rbeitsprozclj slehen - ihrt'n :.'tmll~ al" 
Sehwarzarhl'it'~r I'nd!!iilti!! ",111. :ii .. \wilt'n 
jhre seit 11)!fI' mit h'iil'lls(t'l\ B .. amlt·n !!'­
führten \j'rhandlun!!en tHU .. m:ialt' ~id~,'r­
heil und lixe ,\nstelluru.! \ ur ,1.'111 ,\rlH'il~­
/!!'rieht einklUJ!f;n. ;\m <!l. \lai jll'l:! ~i1111 
fk W"lfgall!! ";f:hallenlll'fl!. dl'r i;~h'rrl'i,'hi­
,;dll~ B"L~dlUlwr in PariS: 111111 HIIII"lf ,\h-

SEIT ZWANZIG JAHRI!N ARBEITEN OllE 

DEUTSCHLEHRER AM ÖSTERRlElCHfSCHEN KULTUR 

INSTITUT IN PARIS OMNI! SOZIALNETZ. JETZT 

STEHEN DER ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFTER UI'i 

DER DIREKTOR DES INSTITUTS VOR DEM KADI. 

So!scnal!er 
Scnallenoere: 
" ,;ir senauen aUI 

S teuef~efaer •. 

müller. dl'r Lt'itt'r IIt-s III"tituu. \'\Ir das 
Pariser ,\rbeiLSlll'ridlt zitiert. Trolz diplo­
Illatisdwr InuIIUllilüt :,illli :,it' aufuerufen. 
das III!'Ullit als /Jllumajjlil'hen :\rht'it~!!ebl'r 
I.U \ .. nr,'It'II. D,'lIn das C,'hiiutit' "l'lbst 

!H'II. 

Warum dit' FraueIl lIidlt frii/It'r r,'ml-
1iI'I'It'II. formulil'n dt'rl'll \nrkämpierin 
\Iuna Briallli SII: .. \lan hallln; illmlt'r !!'~­
drohl. dab dil' "lIr~I' (Iann t'in!!""tt'Ut \\,'r-

'l'hietlulIl! oll''; \u~lantlslehrl'r-\"I'\\l'n­
dUn!!'l!f,;t'tZI'S ~tark zu llIachl'n. 

:-'ehaUt'nht'1'l.! \\ i!'dt'nun IHl.!!utt'lli:,it'rl 
di~ :\Hä!'~: .l\l'; ,,;/111 J()l.'h in \\ irkliehkeir 
Haustrauell. tlit' .. in oisserl .Iazu\ I'niil'-
nen:' Ot'r \"rtrauensanwalt der Botschalt. 
.\(aitre \I'uer. ll'ilte tlt'1I Lehrerinnt'n dell­
noch \'or kllrZt'm mit. daJj Österrei,·h zur 
\nstl'I1wll! untl HüekzahJun!! der P",n,;io­
lien bt'reit';l·i. Pikant ist nur. dall,lt'r .\n­
walt otfen$ichtlich in Eil!enrl"..!ie handeIlI'. 
\H·il \lil'l\ kt'in !..'l'ünes Lieht !!~!!ebt'n haue. 
Dfln lIanet man nämlich uu1'.\ul.klärun!! 
-"itens tlt'S französischen :\ubenmini~leri· 
ums. nach "!'I,,hen {,!'setzen die Fraul'n 
anzustellen ",'ien .. \uIlenamt- Bt'~ldWU!s­
I'xpenf Dr. I','tt'r \Ioser zu Frau Briand: 
.. Wir "iml ja ~t'hlie/Jlieh keine Bananen-

d"n:' republik:' 
\adl fmnzösisdlem Hel'ht :,tdll lien SoUten die Fraul'n recht ot'kommell. 

Frauen Ilil' ~lIziall' .\h~idll'nlll!! zu, Dt'n- "lehen ihnen Hinl Jahresl!'ehäller und Jie 
/ltIdl ,.i/l(1 ~it' Hili ,11'/1 iistt'rreidu.scht'1I l.ahlull!! ,!t'r ~oziah'ersidJerufll! riir!. wir-
IMlönlen in Wil'n und Paris immer wit'def kend a.:i!' drfi Jahre zu, Das lnsti'tut könnte 
\ f,rtriitoh't ""nien. BtllSdla1ier ~l'haUen- nm:h eine unüebsame LberrclSCh.ufll! t'rle-
her..: tliplullIatisdl: _Idl wärt' "t'li1!' wt'nn hen: In den nächsten drei ~(onaten ,~ill Jer 
"Ir ~it' illlstdll'lI könnten .. \ber ohne französisehe ~oziahersicht'rer l'.R.S~\.S. 
I'lan~tdl,'n !!"ht tlru! nielli:' Fr.1I1 I3riands .. ine h.ontrollt' tlurdtführen. ßriand mit 
rt'l!l'r Bri..r~I',·h~,'1 lind pI'r;iilllil'he \or- kaum \'l'Thohleller ~chadenfreude: .. Dip 

~:~~:':~':,I~tl;:;::J1t1!,~'i~;~jj~:;~ ~1tlt:m~J:;};l ,\;:~~ ~~l~~ nl; t~;'~if~ 
lIIilll~It'.rili/llS in \\'i"II. I.f~hrer . fordern:' Damil <> Ouw öeilliilll'uQöeIlllAecG!l<ilU!l 
I, 'I • \1 1 1'''lln 'li ·,:heint u,..eklärt. \\ '." ",)t-I I r ar 101'. 11 I "l!!Il~lI!Illflillo8fttll!!lQ Aliil flDlilulo w6ulö'l "~ u 
-I'hlil'jjli,'h im I'illt'r :.'tl+ ~'hafter ~chaJ1enher~ SGlofl JJsllII8'GIiil "SCllllt:n,lUX" 
11In'_!1Iahllll' \lln ,\lIÜI'II- mf:inte. als t'r kundtal DQl'lflocGil I2<ilOeGiJutl. 
flIiJli~It'r Ur. ,\luis \ltlt'k. <> JQflxtt IllltlOOGOODIl dCilU .. I::s ~ind ja ,,·hlid;li..! 

I" l'illt'llI :;dlrl'ihl'n \t1fl1 öotGluueichDec08Gl fSlollscllaGif. ~~ •. eh'Ut:n:':lder#~au1' dl'~ , 
L I'i'hruar 11)'11 \1'~l'ra"h t~u I!!llillml C1QI7IlAlDilCilI7 m!G9 u 

,!t'r \Iini~ll'r. ,idl !,,'r- IBiloflOtlOOQO VOll' m!/iilO flDGll7jß0(/ B \11, 
-;;lIli,'h fiir tli,' \,'rah- Alloofttl~GlII"I!lIiril. GR HNU' 

<> WOG Il.<!lIllJU&I1I1U!1ii11im g@/I'ml06'1IB 

N@4Iliilx&lGiJnl\lllill~ deli' llaelloäO\llill7 
um!! OIlIlxilil061 ABDli4lSllIIGluOOlJll!ilo 
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lehrerinnen am Pariser KUlturinstitut: Gerangel um die Gehälter. 
Zum Bericht des KURIER 

"Skandal um Österreichs 
Kulturinstitut in Paris" über 
den Arbeitskonflikt am 
Österreichischen Kulturinsti­
tut Paris wird ergänzend 
festgestellt, daß lediglich 
drei der insgesamt acht Leh­
rerinnen mit den bisherigen 
Arbeitsbedingungen auf Ho-

norarbasis nicht einverstan­
den sind und durch einen 
Prozeß vor dem Arbeitsge­
richt in Paris ihren Status 
klären wollen. 

Das Kulturinstitut hat den 
Lehrerinnen durch den Ver­
trauensanwalt der Botschaft 
ein Angebot gemacht, in 
welchem das Gehalt und die' 
Bedingungen analog zu den 
Arbeitsverträgen des Goet­
he-Institutes in Paris für des­
sen Deutschlehrerinnen fest­
gelegt worden wäre. Die drei 
Lehrerinnen hatten· jed.och 
stark uberhöhte Gehaltsvor­
steilungen Lind weigerten 

sich, ihre zur Vertragserstel­
lung erforderlichen Perso­
naldaten bekanntzugeben 
und die zu ihrer Gehaltsein­
stufung notwendigen Studi­
enzeiten, akademischen 
Grade und Befähigungs­
nachweise vorzulegen. Sie 
versuchten ihre Maximalfor­
derungen durch eine einst­
weilige Verfügung durchzu­
setzen, das Gericht hat aber 
ihren Antrag zurückgewie­
sen. Von den übrigen fünf 
lehrerinnen steht eine aus 
beruflichen Gründen nicht 
mehr zur Verfügung. Die an­
d~ren '...,ünsc.~e", wie i" der 

Vergangenheit, auf Hono­
rarbasis beschäftigt zu wer· 
den. Da die drei Lehrerinnen, 
die den Prozeß angestrengt 
haben, und darüberhinaus _ 
die Einschreibung für die 
Kurse wiederholt empfind· 
lieh störten, keine Verhand· 
lungsbereitschaft zeigten, 
sah sich das Kulturinstitut 
gezwungen, ihnen mitzutei­
len, daß es auf ihre Dienste 
vorläufig nicht zurückgrei. 
fen könne. 

Dr. Walter Greinert 
Sundesministerium für aus· 

wärtige Angelegenheiten 
1014 Wien 
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, Republik spart ! 
Sozialabgaben 
in Frankreich 
Paris - Weil für die Lehre­

rinnen am österreichischen 
'Kulturinstitut in Paris seit 

1972 keine Sozialabgaben ab­
geführt wurden. werden nun 
dessen Leiter, Rudolf Altmül­
ler. und der österreichische 
Botschafter. Wolfgang Schal­
lenberg, vor das Arbeitsge­
richt zitiert. Die Lehrerinnen. 
\'on denen einige mehr als 14 
Wochenstunden unterrich­
ten, haben auf Anstellung ge­
klagt. Sollten sie den Prozeß 
gewinnen. könnten. so heißt 
es aus dem Kulturinstitut. die 
Deutschstunden überhaupt 

, gestrichen werden. weil keine 

I Planstellen vorhanden seien. 
(redl Seite 10 
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10 DER STANDARD 
SE Si iM 

MONTAG, 6. APRIL 1992 
"s ". 

§chwcaurzMbelit 
im KuJlitwrm§titut 

Botschafter muß vor Pariser Arbeitsgericht 

Paris - Das ästerreichische 
Kulturinstitut in Paris in Ge­
stalt seines Leiters, Rudolf 
Altmüller. und - stellvertre­
tend für die Republik Öster­
reich - Botschafter Wolfgang 
Schallenberg, sind vor das 
französische Arbeitsgericht 
zitiert worden. 

Seit 1972 nämlich sind die 
am Kulturinstitut tätigen Leh­
rerinnen . nur formlos per 
Scheck am Monatsende be­
zahlt worden: Weder sie noch 
der österreichische Staat ha­
ben Sozialabgaben bezahlt. 
Seit 1987 versuchen die Leh­
rerinnen. eine fixe Anstellung 
zu erlangen. da drei von ihnen 
mehr als 14 Wochenstunden 
unterrichten. 

Das französische Arbeits­
recht sieht auch bei stunden­
weiser Beschäftigung obliga­
torisch Sozialabgaben vor. 
Das Argument. es handle sich 
beim Kulturinstitut um exter­
ritoriales Gebiet. ist vom fran­
zösischen Außenministerium 
bereits zurückgewiesen wor­
den. 

Und ob die von Schallen­
berg geäußerte Auffassung, 
daß .. Ad-hoc-Stunden nicht 
gehaltspt1ichtig" seien und es 

sich bei den Lehrerinnen 
meist um verheiratete Frauen 
handle, die durch die Sozial­
versicherung ihrer Gatten ab­
gedeckt seien und nur .. ama­
teurartig Stunden geben", an­
gesichts der zwanzigjährigen 
Tätigkeit die Arbeitsrichter 
überzeugt, bleibt abzuwarten. 

Kerne Pftrurn8Juelllel!ll 
Laut Schallenberg gibt es 

einen offiziellen Brief von Au­
ßenminister Alois Mock mit 
der Zusage, die Kranken- und 
Pensionsversicherungsanteile 
(Arbeitgeber- und Arbeitneh­
meranteil) zu übernehmen. es 
sei jedoch unmöglich. sechs 
zusätzliche Planstellen am In­
stitut zu bekommen. Deshalb 
heißt es im Kulturinstitut. daß 
die Deutschstunden einge­
stellt werden müßten. sollten 
die Lehrerinnen durch ein Ge­
richtsurteil ihre Anstellung 
erzwingen. 

Die vom Leiter der Kultur­
sektion des Außenministeri­
ums. Peter Marboe. erwogene 
Statutenänderung der Kultur­
institute scheint nunmehr ra­
scher notwendig zu werden 
als bisher angenommen. 

Giga Grimm-Weisserl 
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Seite 14 {DIE PRESSE Montag, 6. April 1992 

Schulbeispiel Paris? 
Kulturinstitut vor dem Arbeitsgericht 

Der seit Jahren schwelende Ar­
beitskonflikt zwischen dem Öster­
reichischen Kulturinstitut in Paris 
und seinen Deutsch-Lehrern wird 
ab sofort in der Öffentlichkeit 
ausgetragen. Institutsdirektor Ru­
dolf Altmüller hält. ebenso wie 
Botschafter Wolfgang Schallen­
berg, eine Vorladung vor das fran­
zösische Arbeitsgericht in Händen. 
Diese Peinlichkeit hat sich die 
diplomatische und kulturelle 
österreichische Vertretungsbehör­
de in Paris dadurch eingehandelt. 
daß sie schon seit zwanzig Jahren 
die Lehrer fUr die Deutsch-Kurse 
am Kulturinstitut nicht deklariert 
und nicht bei der Sozialversiche­
rung angemeldet hat .. 

Das Pariser Abendblatt "Le 
Monde" widmete diesem . Ver­
säumnis in seiner Wochenendaus­
gabe emen ausführlichen Artikel. 
in dem eingangs festgestellt wird: 
.,Der Affäre mangelt es nicht an 
Würze." In der Tat hat sich der 
Konflikt zugespitzt. seit sich die 
Verteidigungsiinien des Kulturin­
stitutes gegenüber der Lehrer­
Forderung nach Arbeitsverträgen 
mit Sozialversicherung und Pen­
sionsanspruch als brüchig erwie­
sen haben. 

Hatte das Kulturinstitut zu­
nächst auf die diplomatische Im­
munität der Institution gepocht, so 
wurde es vom Protokolldienst des 
Quai d'Orsay. des französischen 
Außenministeriums. unter Hin­
weis auf die .. Wiener Konvention" 
aus dem Jahr 1961 eines Besseren 
belehrt. Demnach unterliegt die 
Beschäftigung der Deutsch-Leh­
rer sehr wohl dem französischen 
Arbeitsrecht. 

Nach dessen Bestimmungen 
wird es nun jedoch schwer mög­
lich sein. die Entlohnung der 
Lehrer· auf Honorarbasis zu recht­
fertigen. So sieht es nämlich Di­
rektor Altmüller , der sich aber im 

Gesoräch mit der "Presse" für 
eine" Lösung für die Zukunft aus­
spricht. die sowohl den Forderun­
gen der Lehrer als auch den 
rechtlichen Erfordernissen ent­
sprechen möge. 

Die acht Deutsch-Lehrerinnen 
sind jedoch mit ihren Demarchen 
in dem Kompetenz-Wirrwarr zwi­
schen Kulturinstitut, Botschaft. 
Außen- und Finanzministerium 
seit Jahren nicht weitergekom­
men. Zumindest fünf von ihnen. 
die in den Sprachkursen ihre 
Hauptbeschäftigung finden. such­
ten und fanden bei der französi­
schen Lehrergewerkschaft Unter­
stützung. Mangels rechtzeitiger 
Konzessionen werden Kulturinsti­
tut und Botschaft nun vor dem 
Pariser Arbeitsgericht die unange­
meldete Beschäftigung ihrer Leh­
rer zu verantworten haben. Dabei 
ist es nicht ausgeschlossen. daß in 
der Vergangenheit unterlassene 
Leistungen auch rückwirkend er­
bracht werden müssen. 

Daß es dazu kommen mußte. ist 
umso bedauerlicher, als gerade 
die Sprachkurse am österreichi­
schen Kulturinstitut zu den erfolg­
reichsten Aktivitäten der kultu­
rellen Österreich-Dependance am 
Pariser Boulevard des Invalides 
zählen. Rund 400 Schüler besu­
chen diese. ausschließlich von in 
Paris etablierten Österreicherin­
nen gegebenen, Deutsch-Kurse. 
für die es auch Prüfungen gibt. die 
mit Diplomen der Universität 
Innsbruck honoriert werden. 

Am Quai d'Orsay hält man den 
nun derart zugespitzten Arbeits­
kontlikt für ein "Schulbeispiel". 
"Le Monde" fragt schon mokant. 
ob dieses französische Schulbei­
spiel .. den Anstellungspraktiken 
der österreichischen Sozialdemo­
kratie in ihren anderen Kultur­
zentren in Europa" entspreche. 

ReinhoLd Smonig 
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DER STANDARD 
MITTWOCH, 8. APRIL 1992 

Pariser Unruhe 
hrut an 

Paris/Wien - In Paris war­
den Gerüchte laut, denen zu­
folge der Leiter des Kulturin­
stitutes, Rudolf Altmüller, ab­
gelöst werden soll. Wie der 
STANDARD berichtete, wur­
den die Sprachlehrer des In­
stitutes ohne gültigen Anstel­
lungsvertrag entlohnt, sodaß 
der französische Staat nun die 
Sozialabgaben nachfordert. 

Wie der Leiter der Kultur~ 
sektion des Außenministeri­
ums, Peter Marboe. mitteilt, 
gebe es keine Pläne für eine 
Abberufung Altmüllers. Wohl 
aber soll die Verabschiedung 
eines neuen Auslandslehrer­
\'erwendungsgesetzes be­
schleunigt werden. (red) 

. 
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L'affaire ne manque pas de 
piment. Depuis plus de vingt 
ans, l'lnstitut culturel autri· 
chien da Paris emploie des pro· 
fesseurs sans les declarer, 
Apres de nombreuses annees 
sans le moindre bulletin de 
salaire, les enseignantes ont 
fini par protester. Elles ont 
recemment assigne en conseil 
de Prud'hommes le directeur 
de leur institut ainsi que I' am· 
bassadeur d' Autriche a Paris. 

Installe dans le VII' arrondisse· 
ment de Paris, l'Institut culturel 
autrichien a chaque annee recours 
ades professeurs polir I'enseigne· 
ment de I'allemand, Elles sont 
actuellement huit a exercer dans 
eet etablissement. Toutes sont 
d'origine autrichienne et resident 
en France depuis deja plusieurs 
annees, Sur un total hebdoma· 
daire de quatre vingts heu res de 
cours dispensees a pres de quatre 
cents eleves, trois d'entre elles 
donnent plus de 
quatorze heures par semaine. La 
plus ancienne professe a l'institut 
Jepuis 1972. En fin d'annee. les 
laureats obtiennent un diplöme, 
valide par l'universite d'Insbruek. 

Oepuis vingt ans, tout est donc 
bien organise. Tout. a l'exception 
d'un detail. et pas des moindres. 
Jamais aucun enseignant de e.et 
institut - envlron vmgt·cmq dlf· 
ferents depuis 1972 - n'a sigoe de 
';ontrat de travail, ni reyu le 
moindre bulletin de salaire. 
Conclusion : aucun n'a jamais pu 
Jcquerir de droits a la retraite ni 
iJeneficier d'une protection 
socia1e. Le mode de remuneration 
a toujours suivi le mßme pro· 
cede: une remise de cheque en 
rin de mois travaille, dont le 
montant est ca1cule en fonction 
des heu res effectuees. En somme, 
un salaire net. non mensualise. 
.·\insi, se dispensant du paiement 
des cotisations sociales patro· 
nales, I'institut fait, pour ainsi 
Jire. travailler « au noir» tous les 
~nseignants qu 'i1 emploie. 

Obtenir 
une Bssurance- msJsdie 

L'affaire n'a d'abord pn!occupe 
clersonne. Les professeurs pen· 
;aient que leur employeur appli. 
,juait le systeme autrichien : le 
orelevement « a la source» des 
~harges patronales et salariales. Et 
plusieurs d'entre elles avaient par 

ailleurs d'autres sources de 
revenu eu France. Eu 1987. les 
enseignantes decideut d'entamer 
des discussions avec M. Rudolf 
Altmüller, directeur de I'institut 
depuis 1981. Objectif: obtenir 
avant tout une assurance·maladie. 
On leur apprend alors que, seuls. 
differents ministeres autrichiens 
peuvent reguiariser leur situation. 
Oe nombreuses lettres sont echan· 
gees, signees a Vienne par les plus 
hautes autorites concemees, mais 
sans resultat ... 

21 mai 1992. Les autorites autri­
chiennes pourraient avoir 8 verser 
aux enseignantes la difference 
entre les semmes payees pendant 
cinq ans et le niveau de remune­
ration exige par la loi francaise. 
En outre, les professeurs pour· 
raient exiger des indemnites equi· 
valentes a I'absence totale de 
droits 8 la retraite depuis qu' elles 
travaillent a I'institut. On decou· 
vre a ce stade Que les deux res­
ponsables autrichiens beneficient 
de I'immunite diplomatique, 
M, Altmüller etant tres officielle­
ment « attache culturel a I'ambas· 
sade d'Autriche» . 

table « cas d'ecole ». Cöte autri· 
chien, on cherche activement 
dans les archives «un texte prou· 
vant que /'institut est rattache it 
"ambassade", confie, gene, 
M. Altmüller. Au cas ou le pre· 
cieux document serait soudaine· 
ment decouvert, les professeurs 
ont prevenu la Confederation syn· 
dicale autriehienne (OGB), 

A Paris, le sens des propos 
tenus aux enseignantes est clair. 
t( Chaque annee, on nous expli· 
quait que les cours de /'institut 
allaient s'a"eter, que nous devions CI Nous desirons aboutir ci une 
nous contenter de ne pas avoir a solution. raisonnable », confi~.t-on 
payer d'impots », reconnalSsent au Qual d'Orsay, reconnalssant 

Aucune charge sociale n'ayant 
jamais ete prelevee a la source, la 
poursuite devant les tribunaux 
pourra s'effectuer a Vienne. Et si 
le « cas d'ecole" franeais etait a 
l'image des pratiques d'embauche 
de la social·democratie autri· 
chienne dans I'ensemble de ses 
cent res culturels en Europe? 

aUJourd'hui les professeurs, a qui volontiers qu'i\ s'agit 18 d'un veri· 
I'on expliquait en out re que l'ins- F====================;==;==== 

OLIVIER PlOT 

titut «paie, en !talie, fes charges I AVIS FINANCIERS DES SOCIETES--sociales parce qu'elles som moins. -,.:-_-_-______________________ -, 
cheres qu 'en France II! Le mecon-
tentement grandit. O'autant 
qu'en mars 199 \, les enseignante~ 
decouvrent dans un tract syndical 
de la FEP (Federation de I'ensei­
gnement prive de la CFOT) que 
leurs remunerations sont tres en 
dessous des salaires prevus par' la 
loi franyaise. 

lmmunite 
diplomsoque 

Sur les conseils de Mme Marie­
Franyoise Rousseau. secretaire 
nationale de la FEP. de nouvelles 
demarches sont alors entreprises I 
aupres de M. Altmillier el de 
I'ambassadeur d'Autnche a Pans, 
M. Wolfgang Schallenberg. 

Un argument est aussitöt 
avance par les responsables autri· 
chiens: I'institut bc!neficierait 
d'une immunit6 diplomatique qui 
le dispenserait de se soumettre a 
legislation franyaise. Une lettre 
du 16 mars 1992, signee par le! 
sous·directeur du protocole, i 
M. Louis Bardollet, rUute cet I 
argument. Les immunites diplo­
matiques, definies par la 
« Convention de Vienne» du 
18 avril 1961. ne peuvent s'ap­
pli quer a I'institut ear « !'etablis­
sement ne fait pas partie des 
locaux de la mission diplomatique 
tels que precises par I'article pre· 
mier de ladite conventlon », ecrit 
M. Bardollet. 

Fortes de cette elantication qui 
pi ace clairement I'institut sous la 
loi franeaise, les enseignantes 
assignent au· conseil de pru­
d'hommes M. Altmüller pour le, 
29 mars et M. Schallenberg le I 

Une Assemblee Generale Extraordinaire de la BCEN·EUROBANK. 
presidee par M. Bernard DUPUY le 27 mars 1992. a decide de moditier 
le mode de gestion de la Banque, en substltuant un Conseil de Survell­
lanee et un Directoire a l'aetuel Conseil d'Admmlstration. 

Le Conseil de Surveillance sera compose de : 
- M. Bernard DUPUY, President 
- Banque Centrale de Russie, representee par M. G. MATIOUKHINE 
- M. P. REY 
- M. D. TOULINE 

Le Directoire. nomme par le Conseil de Surveillanee comprendra 
quaIre personnes : 

- M. I. PONOMAREV, President 
- M. S. BUCHSBAUM 
- M. P. OELOZIERE 
- M, A. MOVTCHAN 

L'entree en fonetion de ces deux organismes interviendra a l'issue de 
l'Assemblee Generale Ordinaire annuelle devant approuver les eomptes 
de l'exereice 1991 eourant mai 1992. 

Cette nouvelle forrnu1e d'administration qui separe les fonelions de 
Direclion el les fonclions de Conträ1e, repond mieux ä la nouvelle situa· 
tion eeonomique de la Communaute des Etals 1ndependants, ct plus 
partieulierement a l'emergence dc son systeme baneaire diverslfie. 

Dans ee contexte. la BCEN·EUROBANK poursuivra son aetivite 
eommerciale avec ses partenaires de la CEI et des pays oceldentaux, et 
offrira une gamme traditionnelle de services b3nealres ä ses eorrespon· 
dants et a 58 clientele domestique et internationale. 

BCEN·EUROBANK 
78·81, boulevard Haussmann, 75008 PARIS 
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